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Die neuen Stempelmarken. 
Ein Beitrag zur öſterreichiſchen Stempelkunde. 
Von Dr. Stefan Koczynski, k. k. Finanzrath in Trieſt. 


II. Die Stempelmarken.“ 


b So lange das Stempelpapier beſtand, waren Schriftträger und 
Werthzeichenträger identiſch; als beides erfchien der Papierbogen, da das 
Stempelzeichen von ihm ganz in derſelben Weiſe aufgenommen wurde, 
wie die abgabepflichtige Schrift. Bei den Stempelmarken iſt dies aber 
anders. Jetzt fallen Werthträger und Schriftträger auseinander. Letzterer 
hat noch die alte Geſtalt. Als Werthträger aber erſcheint die Marke, 
das kleine, mit einer Zeichnung bedruckte und einer gummirten Rück— 
ſeite ausgeſtattete Stückchen Papier. An die Stelle der früheren phyſi— 
ſchen Identität iſt nunmehr eine phyſiſche Verbindung, in welche beides 
geſetzt wird durch das Aufkleben und die hinzutretenden Entwerthungs⸗ 
acte), getreten. 

g So neu die Markengeſtalt anch iſt, die ihr zugrunde liegende 
Idee, Werth- und Schriftträger zu ſepariren und wieder zu vereinigen, 
war dem öſterreichiſchen Stempelrechte keineswegs völlig fremd. Etwas 
abſolut und ganz Neues gibt es ja kaum unter der Sonne. Ein ähnliches 
Verhältniß wie zwiſchen Schriftſtück und Marke trat nämlich auch bei 
der Stempelindoſſirung ein. Unter gewiſſen Bedingungen wurde nämlich 
vom Jahre 1784 angefangen geſtattet, die Abgabepflicht eines ohne 
Stempel angefertigten Schriftſtückes dadurch zu erfüllen, daß demſelben 
ein reiner Stempelbogen der erforderlichen Claſſe beigeheftet, die Enden 
des Heftfadens unter ämtliches Siegel gelegt und auf den durch Ab— 
ſchneiden der Ecken zu verkleinernden Bogen angemerkt werde, zu welchem 
Schriftstück er gehöre. Naht und Siegellack vertreten hier die Stelle des 
Klebeſtoffes, die Anmerkung der Zugehörigkeit und das Wegſchneiden der 
Ecken aber die Caſſirungsproceduren. 

In das Stempelweſen drang die Marke aus dem Poſtweſen, wo 
ſie erfunden worden war, durch Vermittlung des Verbrauchsſtempels, 
und zwar insbeſondere des Zeitungsſtempels, ein. Der ganze Vorgang 
ſpielte ſich in überraſchend ſchneller Zeit ab. 


Siehe den J. Theil der Abhandlung in den Nummern 11 bis incl. 14 | 
des laufenden Jahrg. d. Zeitſchr. 


Im öſterreichiſchen Poſtweſen wurde die Marke bezeichnender Weife 
„K. K. Poſt⸗Stämpel“ genannt zur Frankirung von Briefen durch den 
Handelsminiſterialerlaß vom 26. März 1850, R. G. Bl. Nr. 149, ein⸗ 
geführt. Mit dem Finanzminiſterialerlaß vom 27. Jänner 1853, Z. 48.300, 
wurden nun ähnliche Marken (die grünen Zeitungsſtempel zu 2 kr.) auch 
zur Erfüllung der Stempelpflicht von ausländiſchen, durch die Poſtanſtalt 
einlangenden Zeitungen eingeführt. Bis dahin hatten die Poſtämter 
dieſe Zeitungen entweder zu den Stempelämtern zum Behufe der Signatur 
zu ſtellen oder mittels der ihnen anvertrauten Signetten abzuſtempeln. 
Erſterenfalls war die ganze Procedur, letzterenfalls die Controle läſtig. 
Nunmehr, wo ſie die in Verrechnung erhaltenen Marken aufzukleben und 
mit dem Poſtamtsſiegel zu obliteriren hatten, reducirte ſich der ganze 
Vorgang auf eine einfache Materialgebarung. 

Kaum hatte man wahrgenommen, wie einfach und ſicher dieſe 
neue Einrichtung ihren Zweck erfülle, als man auch ſchon daran ging, 
fie in weiteſter Ausdehnung anzuwenden. Mit der Finanzminiſterial⸗ 
verordnung vom 28. März 1854, R. G. Bl. Nr. 70, wurde die Stempel⸗ 
marke als ordnungsmäßiges Mittel zur Erfüllung der Stempelpflicht 
eingeführt und das Stempelpapier auf den Ausſterbeetat geſetzt, der vor- 
handenen großen Vorräthe wegen blieb dasſelbe jedoch vorläufig noch in 
Anwendung und wurde erſt im Jahre 1858 völlig beſeitigt. 

Es iſt aller Anerkennung werth, in wie trefflicher Weiſe die letzt 
erwähnte Verordnung die neue Art von Werthzeichen den vielfachen und 
complicirten Verhältniſſen anzupaſſen verſtaud, die ſich in Hinſicht auf 
die Stempelverwendung herausgebildet hatten. Darum beſteht dieſe Ver— 
ordnung auch heute noch faſt zur Gänze aufrecht. 

Eine nicht ganz berechtigte Anſchauung lugt zwar hinter zahl— 
reichen Beſtimmungen dieſer Verordnung hervor: ſie verkennt, daß die 
Marke infolge ihrer Beweglichkeit von höchſt vielfältiger Verwendbarkeit 
iſt. Es leuchtet von vornherein ein, daß eine Marke nicht nur auf reines, 
zu beſchreibendes Papier, ſondern auch auf bereits beſchriebenes und be- 
drucktes Papier, oder auch auf Gegenſtände ganz anderer Art befeſtigt 
und dabei immer als Zeichen einer geleiſteten Zahlung verwendet werden 
kann. Der Verordnung iſt die Marke dagegen nichts weiter, als das alte, 
nunmehr beweglich gewordene Stempelzeichen, welches jedoch nicht raſch 
genug wieder an ſeine alte Stelle und in ſeine alte Function zurück— 
gebracht werden kann. Der Vorſchrift erſcheint der mit der Marke be— 
klebte Bogen jetzt auch als Stempelpapier, wie ehedem, nur iſt deſſen 
Herſtellung aus den Amtshänden in die Hände der Parteien verlegt 
worden. Auf dieſe Anſchauung deutet eine große Zahl von Beſonder⸗ 
heiten der neuen Vorſchrift. So vor allem das Feſthalten des Ortes filr 
das Stempelzeichen und die Anordnung, daß jeder Bogen nur ein 
Zeichen aufnehmen dürfe. Ferner die kategoriſche Vorſchrift, daß die 
Marke auf das Papier geklebt werden müſſe, ehe dasſelbe irgendwelche 
Schriftzüge aufgenommen hat. Endlich aber erſieht man die herrſcheuden 
Vorſtellungen in trefflicher Weiſe auch aus der Geſtalt der älteſten 


Stempelmarken: ſie ſind nichts weiter als eine Uebertragung der noch 


aus der Ideenverbindung von Stempeln und Siegeln ſtammenden her— 
kömmlichen runden Stempelzeichen von den ganzen Stempelbögen auf 


die kleinen rechteckigen Papierblättchen der Marken. Dieſe Geſtalt der 


Stempelmarken lebt ſogar in Ungarn, das feit dem Ausgleiche an der 
Entwicklung unſeres Gebürenweſens nicht mehr theilnahm, noch bis heute 
fort. Auch ein anderes Moment beweist, wie beharrlich manche Vor— 
ſtellungen find: der Doppeladler, der in den älteſten Siegelzeichen auf 
tauchte und im Neliefdruck der ſpäteren Stempel alleinherrſchend war, 
wird auch in der Folge ſtets als ein weſentlicher Beſtandtheil der 
Stempelzeichen angeſehen, der in denſelben immer in irgend einer Weiſe 
angebracht wurde. Eine Ausnahme hievon bilden nur die Emiſſionen 
1875, 1877 und 1898, in welchen der Adler durch das Medaillon— 
porträt des Kaiſers erſetzt iſt. 


Vom Jahre 1854 bis zur Gegenwart hat es dreizehn Emiſſionen 


von Stempelmarken gegeben. Dieſelben theilen ſich jedoch in vier ſcharf 
unterſchiedene Typen ein. 

Erſter Stempelmarkentypus. 
1. Die Marken der Conventionsmünze (Emiſſion 1854). 

Außer den vorſtehend genannten Momenten, welche darthun, daß 
man in der Stempelmarke nur ein neues Mittel zur Herſtellung des 
hergebrachten Stempelpapieres ſah, it noch ein Umſtaud zu erwähnen, 
der das Beſtehen dieſer Anficht unwiderleglich darthut: es wurden nur 
ſoviel Markenkategorien geſchaffen, als es bis dahin Vorrathsſtempel 
papier claſſen gab. Der letzteren gab es weniger als der Stempel— 
elaſſen im allgemeinen, da das Stempelzeichen zu 1 kr. ſchon bald nach 
ſeiner Einführung auf die Erfüllungsſtempelung beſchränkt wurde. Es 
gibt daher von der erſten Stempelmarkenemiſſion (in Conventionsmünze 
keine Marken zu 1 kr. und demgemäß blos 19 Kategorien. Aus dieſem 
Umſtand iſt eine Beſonderheit zu erklären, über welche die veröffent 
lichten Normalien völlig ſchweigen. Mit der Einführung der Stempel— 
marken wurden nämlich (Ende October 1854) alle Stempelämter ge 
ſchloſſen und das Stempelpapier nur inſoweit noch weiter im Verſchleiß 
behalten, als es damals bereits vorräthig war. Die Erfüllungsſtempelung 
der Stempelämter hörte daher ſofort zur Gänze und auch für den 1 kr. 
Stempel auf. Da aber Handelshilfsbücher, Notariats- und Senſalen— 
bücher auch jetzt noch angelegt wurden, hiebei die Vorausſetzungen für 
eine Geſammtſtempelung nicht immer vorhanden waren, es aber keine 
Stempelmarken zu 1 kr. gab, ſo mußte auf anderem Wege Abhilfe ge— 
ſchaffen werden. Es ſcheint, daß die Finanzbezirksbehörden oder die 
Stempel verſchleiß ämter mit neuen Stempelſignetten zu 1 kr. betheilt 
wurden und für die angedeuteten Zwecke die Erfüllungsſtempelung de 
facto fortſetzten. 

Nur derart kann ein in Trieſt gefundenes, aus dem Jahre 1857 
ſtammendes Stempelzeichen auf den Blättern eines Notariatsregiſters ge— 
deutet werden, das eine von einer kreisrunden Linie umſchloſſene 8förmige 
Arabeskenzeichnung enthält. Im oberen Theile derſelben ſteht 1. K., im 
unteren T (wohl Trieſt). 

Die Marken der erſten Emiſſion find aufrechtſtehende Rechtecke, 
deren Höhe ihre Breite jedoch nicht um viel überwiegt. Ihre Größe 
wächst mit dem höheren Werthbetrage, aber nicht continuirlich. In gleicher 
Weiſe wächst der Durchmeſſer des kreisrunden eigentlichen Stempelbildes 
in Schwarzdruck), das im oberen Theile des Rechteckes angebracht iſt. 
Den außerhalb des Steumpelbildes gelegenen Theil der Marke füllt ein 
grüner, außerordentlich feiner, das Geäder eines Blattes darſtellender 
Druck aus. Dieſer Druck hat augenſcheinlich den Zweck, den fir die Ent- 
werthungsprocedur (Ueberſchreibung, Obliterirung) beſtimmten unteren 
Theil der Marke gegen etwaige Verſuche, die Spuren dieſer Procedur 
zu vertilgen, empſindlicher zu machen. 

Das runde Stempelbild enthält eine für jede Claſſe ver 
ſchiedene Zeichnung — für die Kreuzerbeträge Ornamente, für die 
Guldenbeträge figurale Darſtellungen mythologiſcher und allegoriſcher 
Art — worin, wie bereits erwähnt, ſtets auch der Doppeladler, und 
zwar in heraldiſch richtiger Geſtalt angebracht iſt, und ferner die An— 
gabe des Werthbetrages in Ziffern mit dem Beiſatze Kr. C. M. oder 
fl. C. M. Die in Kupferdruck hergeſtellten Stempelbilder find von einer 
Feinheit der Ausführung und die Zeichnung ſelbſt von ſolcher Schönheit 
und ſolchem Gedankenreichthum, daß dieſe Zeichen ſich durch mehr als 
zwei Jahrzehnte durch mehrfache Aenderungen des Stempelmarkenweſens 
hindurch erhielten. Das zu den Marken verwendete Papier iſt weiß. 

2. Die Stempelmarken öſterreichiſcher Währung 
(Emiſſion 1858). 

Schon bei der Einführnng der Stempelmarken wurde in Ausſicht 
genommen, die Geſtalt und Farbe der Marken von Zeit zu Zeit zu 
wechſeln — offenbar zur Erſchwerung von Nachmachungen. — Dies war 


aber keineswegs ein neuer Gedanke; im ſpaniſchen Stempelweſen und 
den amerikaniſchen Tochterrechten desſelben findet man ſeit jeher deu 
Grundſatz feſtgehalten, daß die Stempelzeichen nur während der auf ihnen 
ausdrücklich angegebenen Jahre galten und nachher entweder durch neue 
Zeichnungen erſetzt wurden oder mindeſtens einen ſeparaten, die Geltungs— 
dauer verlängernden Aufdruck erhalten mußten. So weit ging man nun 
in Oeſterreich, deſſen Stempelweſen mit dem ſpaniſchen auch noch andere 
weſeutliche Verwandtſchaftsmerkmale aufweist, allerdings nicht. Selbſt 
heute noch erfolgt jede Stempelzeichenemiſſion mit von vornherein nicht 
begrenzter Dauer. Demgemäß bedeuten auch die Jahreszahlen, welche ſeit 
1870 auf den Stempelmarken angebracht ſind, nicht die Geltungsfriſt, 
ſondern lediglich das Emiſſionsjahr des Werthzeichens. 

Die erſte Aenderung der Stempelmarken erfolgte jedoch keineswegs 
als einer dieſer in Ausſicht genommenen periodiſchen Geſtaltwechſel. Ihre 
Veranlaſſung lag vielmehr in der Einführung der öſterreichiſchen Währung 
(nach dem 45 Gulden-Fuße) Dieſe Währungsänderung mußte ſchon darum 
auf die Stempelſätze eine große Wirkung ausüben, weil jetzt an die 
Stelle des ſechzigtheiligen ein hunderttheiliger Gulden trat wogegen 
zwiſchen den Gulden E. M. und ö. W. nur ein 5% iger Unterſchied be 
ftand). Dic Stempelvorſchriften benützten dieſen Anlaß aber auch, um 
den fixen und Scalagebüren eine nicht unerhebliche Erhöhung zutheil 
werden zu laſſen. Dadurch, noch mehr aber durch die 1859 erfolgte 
Einführung des außerordentlichen Kriegszuſchlages zu allen Gebüren 
erhielt die durch alle Reformen hindurch bewahrte, im großen Ganzen 
ſeit dem Jahre 1802 datirende Stabilität der Stempelclaſſen einen ge- 
waltigen Stoß. Der Beſtand der einzelnen Stempelabſtufungen geräth 
in ein durch längere Zeit fortdauerndes Schwanken und Wechſeln, das 
erſt im Jahre 1864 ſeinen Abſchluß findet, und zwar erſt dann, als 
die bisherige Grundlage für die Schaffung der einzelnen Stempelkategorien 
definitiv aufgegeben wurde. Dieſe Grundlage war das Stempel- 
claſſenſyſtem, d. h. die Einrichtung, daß jedem möglichen Satze der 
Abgabe ein beſonderes Stempelzeichen entſpreche. Dieſe Einrichtung war 
ſelbſtverſtändlich, ſo lange Stempelpapier beſtand, da nur auf dieſe Weiſe 
(abgeſehen von den im § 28 G. G. genannten Ausnahmen) die Entrich— 
tung jeder concreten Abgabe ermöglicht war. Au dieſer hergebrachten An— 
ſchauung hielt man, wie ſchon oben angedeutet, auch noch feſt, als die 
Stempelmarken eingeführt wurden, und ging man achtlos an der That⸗ 
ſache vorüber, daß die Parteien jetzt durch die Befeſtigung mehrerer Marken 
auf einem Bogen Stempelpapier in allen denkbaren Beträgen herzu— 
ſtellen vermögen und man es daher bei der Erzeugung einer kleinen An— 
zahl von Marken bewenden laſſen könnte, durch deren Combinirung in 
jedem Einzelfalle ſich der erforderliche Gebürenbetrag erzielen ließe. Aus 
dieſem Grunde blieb die Anwendung von mehr als einem Stempelzeichen 
bei einem Bogen nach wie vor verboten. 

In dieſen Anſchauungen befangen, war der Finanzminiſterialerlaß 
vom 15. Juli 1858, R. G. Bl. Nr. 103, bei der Einführung der Stempel— 
marken öſterreichiſcher Währung noch ſichtlich beſtrebt, den geänderten Ge— 
bürenſätzen mit der Schaffung neuer Markenkategorien nachzukommen. 
Von den bisherigen 19 Sätzen fielen zwei (zu 3 und 45 kr.) weg, wo— 
gegen 9 neue Sätze (zu 1, 2, 4, 5, 12, 25, 50, 60 und 75 kr.) hin⸗ 
zukamen, ſo daß ihre Zahl jetzt 26 betrug. 

Dies Beſtreben mußte jedoch weiterhin aufgegeben werden. Der 
außerordentliche Zuſchlag bewirkte eine ſolche Mannigfaltigkeit der Ge 
bürenſätze, daß die Stempelkategorien von Grund aus hätten unmge— 
ſtaltet werden müſſen. Dies zu bewirken trug man jedoch umſomehr 
Bedenken, als der Zuſchlag ja urſprünglich nur als eine tranſitoriſche 
Belaſtung gedacht war und man wegen einer vorübergehenden Maßregel 
die ſeit jeher beſtandenen Einrichtungen nicht gänzlich umſtürzen mochte. 
Man ſah daher davon ab, den Veränderungen der Gebürenſätze mit 
entſprechenden Aenderungen der Stempelclaſſen zu folgen. Es wurde 
principiell geſtattet, zu einem Bogen auch mehrere Stempelmarken zu 
verwenden. An neuen Stempelmarkenkategorien wurden nur ſolche creirt, 
die ſich als abſolut nothwendig herausſtellten. Die alten — jetzt aber 
ſinnlos gewordenen — Claſſen blieben blos kraft des natürlichen Behar— 
rungsvermögens beſtehen. Doch wurden diejenigen von ihnen, die nicht 
mehr gekauft wurden, als unnöthig abgeſchafft. Dieſe Abſchaffung betraf 
ſieben Sätze Zu 6, 30 und 72 kr., dann zu 8, 14, 16 und 18 fl.). 
Neu eingeführt wurden im Jahre 1859 drei Sätze zu ½, 7 und 72 kr. 
und im Jahre 1864 ſechs Sätze (zu 3, 36 und 90 kr., dann 2 fl. 50 kr., 
7 fl. und 15 fl.). 

Der Zuwachs von 9 Claſſen gegenüber dem Abfall von 7 Claſſen 
ergibt eine Vermehrung derſelben von 26fauf 28, ein Beſtand, den die— 


ſelben ſodann bis zum Beginn des Jahres 1898 unverändert bewahrt 
haben (½, 1, 2, 3, 4, 5, 7, 10, 12, 15, 25, 36, 50, 60, 75 und 
e 2 fl., 2 fl. 50 kr., 3, 4, 5, 6, 7, 10, 12, 18 und 
20 fl.). 

- Das Schwanken, die Verwirrung und Haltloſigkeit, in welche das 
Stempelweſen während dieſer Zeit gerieth, als ihm ſeine alte Baſis — 
das Stempelpapier und die auf deſſen Natur gegründeten Einrichtungen — 
entzogen wurde, ſpiegelt ſich auch im Zuſtande des Markenweſens dieſer 
Periode wieder. 5 

W iſt eine Gedankenloſigkeit und Erſindungsarmuth, die auf dieſem 
(Gebiete herrſcht, wie nie vorher oder nachher, und als Folge davon eine 
Ungleichmäßigkeit und Buntſcheckigkeit der Stempelzeichen, die jeder Be— 
ſchreibung ſpottet. 

In ſprechender Weiſe treten dieſe Umſtände zunächſt in den ſieb— 
zehn Markengattungen zutage, die gleichlautende Werthbeträge (in öſter— 
reichiſcher Währung) repräſentiren wie ehedem die gleiche Anzahl der 
ilteren Marken (in Conventionsmünze). Für dieſe Marken wurden die 
alten Zeichnungen beibehalten und zu ihrer neuen Verwendung einfach 
dadurch adaptirt, daß man die Buchſtaben C. M. aus den Druckſtöcken 
wegſchnitt. Hinſichtlich der niederen Kategorien war dies unbedenklich, da 
die Symmetrie der Zeichnung dadurch keine auffällige Störung erfuhr. 
Bei den Stempeln von 4 fl. aufwärts (mit Ausnahme des 16 fl. 
Stempels) aber waren für die Buchſtaben C. M. in der Zeichnung be— 
ſonders hervorragende Orte Tafeln, Blätter u. dergl.) vorgeſehen. Dieſe 
blieben jetzt leer und erſcheinen ganz zweck- und ſinnlos. 

Von den neun neuen Stempelclaſſen erhält nur eine einzige, der 
Stempel zu 1 kr., eine neue Zeichnung — freilich eine in Erfindung 
und Ausführung gleich armſelige Leiſtung. Von den übrigen acht Claſſen 
treten je zwei die Erbſchaft der aufgelaſſenen Claſſen an. Daher haben 
etzt die Marken zu 2 und 4 kr. die Zeichnung des früheren 3 kr. C. M.⸗ 
Stempels und die Marken zu 25 und 60 kr. diejenige des 45 kr. C. M.- 
Stempels. 

Es erhielten aber auch weiter beſtehen bleibende Zeichnungen neue 
Anwendungsgebiete: die 6 kr.⸗Zeichnung erhielt die Beträge zu 5 und 
12 kr. zugewieſen, die 10 fr.-Zeichnung wird auf den Stempel zu. 50 kr. 
und die 15 kr.-Zeichnung auf den Stempel zu 75 kr. ausgedehnt. 

In gleicher Weiſe ſchöpſten dann die in den Jahren 1859 und 

1864 vorgenommenen Ergänzungen aus dem vorhandenen Vorrath von 
Zeichnungen. Hiebei wird aber keineswegs ſtets darauf Rückſicht ge⸗ 
nommen, daß nach der urſprünglichen Anlage die größere Zeichnung auch 
einem höheren Betrag entſprechen ſollte. Derart kommt es, daß bei dieſer 
Emiſſion nicht nur mehrfach einzelne verſchiedene Stempelkategorien die 
gleiche Zeichnung (und blos eine verſchiedene Werthangabe) beſitzen, 
ſondern daß auch mehrfach kleinere Stempelmarken höhere Werthbeträge 
repräſentiren als andere bedeutend größere Marken. 
i Zu dieſer, für den Sammler ſtörenden Beſonderheit kommt noch 
ein Umſtand, der geeignet iſt, dieſe Ausgabe zur Crux jeder Stempel⸗ 
ſaumlung zu, machen. Die Marken kommen nämlich auf verſchieden ge- 
ſärbtem Fapier vor. Die Originalausgabe iſt unſtreitig, wie aus der 
Zeit des Vorkommens geſchloſſen werden muß, die auf gelblichweißem 
Papier gedruckte. Ohne daß die publicirten Normalien darüber einen 
Aufſchluß gäben, ſcheint bald zur Verwendung von blaugrünem Papier 
geſchritten worden zu fein. Das Eigenthümliche daran iſt, daß das gelb- 
liche Papier auch weiterhin (ſelbſt noch bei den 1864 geſchafſenen Kate⸗ 
gorien) vorkommt, und daß von dem blaugrünen Papier eine Unzahl von 
Nuancen — der Verfaſſer konnte ſieben ſichere Farbverſchiedenheiten 
conſtatiren — wahrzunehmen ſind. Was der Grund dieſer Verſchieden⸗ 
heit war, bleibt unklar, ihre Folge aber iſt, daß kaum je eine Samm⸗ 
lung vollſtändige Serien von jeder dieſer Papierunancen zuſammenzu— 
bringen imſtande ſein wird. 

Das Hauptkennzeichen, wodurch ſich dieſe Ausgabe von den älteſten 
Stempelmarken auf den erſten Blick unterſcheiden läßt, iſt außer dem 
Wegſall der Buchſtaben C. M. noch der Umſtand, daß das den Marfen- 
fond bildende Blattgeäder in brauner Farbe gedruckt iſt. 


(Fortſetzung folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praris. 


Entſcheidung eines bejahenden Competenzeonflicetes zwiſchen dem 

Tiroler Landesausſchuſſe und dem k. k. Miniſterium des Innern 

rückſichtlich der Zuſtändigkeit zur Genehmigung, bezw. Abänderung 

von Straßenregulirungspläuen in den Gemeinden Wilten, Hötting 
und Pradl. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 14. Jänner 1898 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über den Antrag des Tiroler Yandes- 
ausſchuſſes de praes. 13. November 1887, Z. 383 R. G., auf Ent- 
ſcheidung eines bejahenden Competenzconflictes zwiſchen dem Landesaus— 
ſchuſſe und dem k. k. Miniſterium des Innern zu Recht erkannt: Zur 
Genehmigung, beziehungsweiſe Abänderung von Straßenregulirungs 
plänen in den Gemeinden Wilten, Hötting und Pradl ſind die auto— 
nomen Behörden zuſtändig. 

Gründe: Der Servitenconvent in Innsbruck hat bei der Ge— 
meindevorſtehung Wilten um Ertheilung der Bewilligung zum Baue 
eines Wohnhauſes auf dem ſogenannten Englmühlanweſen in der Adam— 
gaſſe in Wilten angeſucht. Das vorgelegte Bauproject beruhte auf der 
Annahme einer Straßenbreite von 13% in der Adamgaſſe und unter 
dieſer Annahme wurde am 3. Mai 1897 die Bauverhandlung geführt. 
Seitens der Gemeindevorſtehung wurde aber daran feſtgehalten, daß die 
Straßenbreite 15m betragen müſſe, weil dieſe Breite im Decrete der 
k. k. Statthalterei in Innsbruck vom 29. December 1885, Z. 25.343, 
mit welchem ein Straßenregulirungsplan genehmigt wurde, ausdrücklich 
mit den Worten vorgeſchrieben iſt: „Die allgemeine Straßenbreite, reſp. 
Baulinie von 19m Breiter iſt unbedingt bei allen Straßen feſtzuſetzen.“ 
Infolgedeſſen ſuchte der Servitenconvent um Abänderung des Straßen- 
planes durch Belaſſung einer Straßenbreite von blos 13 % an, wurde 
aber mit dieſem Geſuche vom Gemeindevorſteher in Wilten mit dem 
Beſcheide vom 11. Mat 1897, 3. 1860, mit der Begründung abge— 
wieſen, der Gemeindeansſchuß erachte ſich mit Rückſicht auf den vor⸗ 
citirten Statthaltereierlaß und auf den genehmigten Straßenplan nicht 
für competent, von der feſtgeſetzten Straßenbreite abzugehen. 

Ueber den wider diefen Beſcheid vom Servitenconvente an den 
Tiroler Landesausſchuß ergriffenen Recurs hat der Landesausſchuß die 
Wohlmeinung der k. k. Statthalterei in Innsbruck eingeholt, welche — 
mit der Note vom 19. Juni 1897, Z. 19.317 — dahin abgegeben 
wurde, es müſſe der von der Gemeinde Wilten eingenommene Stand— 
punkt als richtig bezeichnet werden, weil die k. k. Statthalterei nach der 
von der beſtandenen k. k. vereinten Hofkanzlei mit Decret vom 1. Fe⸗ 
bruar 1844, Z. 2454, genehmigten und für die Innebrucker Vororte 
noch geltenden Bauordnung zur Genehmigung von Straßenregulirungs— 
pläuen in Wilten noch immer competent iſt. 

In Beantwortung dieſer Note hat der Tiroler Landesausſchuß am 
25. Auguſt 1897, Z. 13.995, der k. k. Statthalterei eröffnet, daß und 
aus welchen Gründen er die Kompetenz zur Genehmigung, beziehungs- 
weiſe Abänderung von Straßenregulirungsplänen in Auſpruch nimmt, 
wobei er erſuchte, falls die k. k. Statthalterei auf ihrem Standpunkte 
verharren ſollte, die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern 
einzuholen. Nachdem der Tiroler Landesausſchuß über Aufforderung des 
k. k. Miniſteriums des Innern behufs Klarſtellung hinſichtlich des Um— 
fanges des Commpetenzconflictes am 1. October 1897, Z. 20 461, er— 
klärte, die Competenz in Anſpruch zu nehmen, ſoweit nicht durch be 
ſondere Geſetze die Competenz der politiſchen Behörden für einzelne 
Städte feſtgeſetzt wurde, hat das k k. Miniſterium des Junern mit 
Erlaß vom 19. October 1897, 3. 32.08 1, im Grunde der Beſtimmung 
des § 97 der Tiroler Gemeindeordnung ausgeſprochen, daß die Ge— 
nehmigung der Abtheilungspläne oder deren Abänderung in den Ge— 
meinden Wilten, Hötting und Pradl nach § 10 der mit Erlaß der be— 
ſtandenen vereinten Hofkanzlei vom 1. Februar 1844, Z. 2454, geneh⸗ 
migten und für dieſe Gemeinden noch dermal geltenden Bauordnung 
der k. k. Statthalterei vorbehalten ſei. Dieſe Entſcheidung beruht auf 
der Erwägung, daß die vorſtehende geſetzliche Specialvorſchrift, welche 
im Zuſammenhange mit den Bauvorſchriften für die Stadt Innsbruck 
ſteht Bauordnung vom 31. März 1896, L. G. Bl. Nr. 31) und nicht 


nicht berührt wurde. 
Infolgedeſſen ſtellt nun der Tiroler Landesausſchuß den Antrag 
auf Entſcheidung des vorliegenden bejahenden Competenzconflictes durch 
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das k. k. Reichsgericht und macht zur Begründung der Competenz des 
Landesausſchuſſes Folgendes geltend: Mit Erkenniniß vom 30. Jänner 
1891, Z. 471 entſchied der k. k. Verwaltungsgerichtshof, daß die auto- 
nomen Behörden auch zur Feſtſetzung der Baulinie competent ſind, 
weil durch die tiroliſche Gemeindeordnung vom 9. Jänner 1866 die im 
S 24 der Feuerlöſchordnung (Tir. Prov.⸗Geſ.⸗Samml. v. J. 1817, IV. Band, 
II. Theil) feſtgeſetzte Competenz für Baubewilligungen eine Aenderung 
dahin erfahren hat, daß die Bau- und Feuerpolizei, die Handhabung 
der Bauordnung und die Ertheilung der polizeilichen Baubewilligung als 
in den ſelbſtändigen Wirkungskreis der Gemeinden gehörig erklärt werden. 
Wenngleich nun für die Gemeinden Wilten, Hötting und Pradl nicht 
die Feuerlöſchorduung vom Jahre 1817, ſondern die Bauordnung der 
Provinzial-Hauptſtadt Innsbruck vom Jahre 1844 Geltung hat, jo muß 
doch im Sinne des obcitirten Erkenntniſſes des k. k. Verwaltungsgerichts— 
hofes analoger Weiſe angenommen werden, daß auch für die vorge— 
nannten Gemeinden die Competenz der autonomen Behörden zur Feſt— 
ſetzung der Baulinie und damit zur Genehmigung eines Strafen- 
regulirungsplanes platzgreift. Denn auch für dieſe Gemeinden gilt 
die Gemeindeordnung vom 9. Jänner 1866, und damit iſt auch die 
Bau- und Feuerpolizei und die Handhabung der Bauorduung in den 
Wirkungskreis dieſer Gemeinden gelegt. Durch das Inslebentreten der 
tiroliſchen Gemeindeordnung hat ſohin auch der S 10 der Bauordnung 
vom Jahre 1844, gleichwie der § 24 der Feuerlöſchordnung vom 
Jahre 1817 eine Aenderung dahin erfahren, daß die Genehmigung der 
Abtheilungspläne, beziehungsweiſe der Straßeuregulirungspläne oder 
deren Abänderung in die Competenz der autonomen Behörden fällt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat eine Gegenſchrift nicht er⸗ 
ſtattet; bei der mündlichen Verhandlung hat der Vertreter desſelben für 
die Competenz der k. k. Statthalterei in Innsbruck im weſentlichen das⸗ 
ſelbe geltend gemacht, was, wie oben erwähnt, von der genannten 
Statthalterei und dem k. k. Miniſterium des Innern zur Begründung 
dieſer Competenz vorgebracht wurde und überdies hervorgehoben, daß die 
Competenz der politiſchen Behörden zur Genehmigung von Regulirungs⸗ 
plänen auch in mehrfachen neueren Bauordnungen ausdrücklich normirt 
erſcheint, was darin ſeinen Grund hat, daß es ſich bei Regulirungs⸗ 
pläuen nicht blos um locale Intereſſen handelt, daß vielmehr auch alfge- 
meine, öffentliche Intereſſen in Betracht zu ziehen find. Demgemäß 
beantragte der Vertreter des k. k. Miniſteriums des Innern, auszusprechen, 
es ſeien in der in Frage ſtehenden Angelegenheit die politiſchen Be⸗ 
hörden zuſtändig. 

Der Vertreter des Tiroler Landesausſchuſſes machte dagegen geltend, 
der feitens der k. k. Statthalterei in Innsbruck und des k. k. Miniſteriums 
des Innern angerufene § 10 der Bauordnung für Innsbruck von 1. Fe⸗ 
bruar 1844 habe für Wilten, Hötting und Pradl überhaupt keine Geltung 
gehabt, da nach § 9 dieſer Bauordnung die Einbeziehung von Wilten, 
Hötting und Pradl nur in Hinſicht feuerſicherer Dachdeckung und des 
feuerſicheren Baues erfolgte. Uebrigens ſei dieſer §S 10 durch §S 27, Z. 9 
Tiroler Gemeindeordnung vom 9. Jänner 1866, L. G. Bl. Nr. 1, ab⸗ 
geändert worden. Daß der Regulirungsplan für Wilten infolge des 
Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des Innern vom 27. Juli 1885, Z. 9019, 
von der k. k. Statthalterei in Junsbruck am 29. December 1885, Z. 25.343, 
genehmigt wurde, ſei unentſcheidend, da der Tiroler Landesausſchuß hievon 
nicht verſtändigt wurde. Der Vertreter des Landesausſchuſſes hält daher 
an deſſen Auſchauung über die Competenz der autonomen Behörden feſt. 

Die Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes beruht auf folgenden 
Erwägungen: 

Das k. k. Miniſterium des Innern beruft ſich zur Begründung 
der Competenz der politiſchen Behörden, ſpeciell der k. k. Statthalterei 
in Innsbruck auf die Beſtimmung des § 10 der mit dem Decrete der 
vereinten k. k. Hofkanzlei rom 1. Februar 1844, Z. 2454, genehmigten 
Zuſammenſtellung von Bauvorſchriften für Innsbruck und Umgebung, 
in welchem § 10 die Abtheilung von Grundſtücken für Bauſtellen, bevor 
die Bewilligung für die einzelnen Gebäude angeſucht werden kann, der 
Genehmigung der Landesſtelle vorbehalten iſt. 

Die in jenem § 10 enthaltene Competenzbeſtimmung bezüglich 
der Genehmigung von Grundabtheilungen erſcheint nun durch jene des 
§ 27, 3.9 der Gemeindeordnung für Tirol vom 9. Jänner 1866, 
L. G. Bl. Nr. 1, abgeändert, da durch die letzteitirte Beſtimmung die 
Bau⸗ und Feuerpolizei, die Hand abung der Bauordnung und die Er— 
theilung der Baubewilligungen als in den ſelbſtändigen Wirkungskreis 
der Gemeinde gehörig erklärt wurden. 


Da nun eine dieſer Competenzbeſtimmung nachgefolgte ſpecielle 
geſetzliche Anordnung, welche für die Genehmigung von Grundabtheilungen 
zu Bauzwecken, ſowie zu Regulirungsplänen für die Gemeinden Wilten, 
Hötting und Pradl eine beſondere Competenz (jene der politiſchen Be— 
hörden) ſtatuirt, nicht vorliegt, ſo iſt der Anſchauung des Tiroler Yandes- 
ausſchuſſes, daß diesfalls die autonomen Behörden zuſtändig ſind, bei— 
zupflichten. 

Hieran vermag anch bezüglich des die Veranlaſſung zur vorliegen— 
den Entſcheidung bildenden Geſuches des Servitenconventes in Innsbruck 
um Abänderung des von dieſer Statthalterei am 29. December 1885, 
3. 25.343, genehmigten Straßenregulirungsplanes für die Gemeinde 
Wilten der Umſtand nichts zu ändern, daß dieſe Genehmigung anläßlich 
des damals vorgelegenen negativen Competenzconflictes infolge des 
Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des Innern vom 27. Juli 1885, Z. 9019, 
erfolgte, da laut der Mittheilung der k. k. Statthalterei in Innsbruck 
vom 20. December 1897, 3. 42.737, von jenen Entſcheidungen der 
Landesausſchuß nicht verſtändigt wurde. 

Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 14. Jänner 1898, Z. 443 ex 1897.) 


Berjoualien 


Se. Majeſtät haben dem mit der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft 
Bregenz betrauten Statthaltereirathe Joſef Grafen Thun⸗Hohenſtein den 
Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Alfred Freiherrn Bibra v. Gleicherwieſen den Orden der 
eiſernen Krone III. Claſſe taxfrei verliehen. a 

Se. Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
ausgezeichneten Oberinſpector der öſterreichiſchen Staatsbahnen Dr. Fz. Schonka 
zum Sectionsrathe im Eiſenbahn⸗Miniſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Dr. Karl König in Graz den 
Orden der eiſernen Krone III. Claſſe tarfrei verliehen. A 

Se. Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretären im Finanzminiſterium 
Dr. Joſef Mühlvenzl und Dr. Ferd. Wimmer den Titel und Charakter 
eines Miniſterial⸗Secretärs verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Joſef Smutny, Rudolf Bozdech und Fz. Pittermann 
zu Bezirkshauptmännern, dann den Bezirks⸗Obercommiſſär Conrad Freiherrn 
v. Braun und die Bezirkscommiſſäre Guſtav Kraffer, Joh. Schaller, 
Joſef Mrkvicka und Wenzel Brozka zu Statthaltereiſecretären in Böhmen 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten Eduard Taſchke zum Rechnungsrathe bei der Statt: 
halterei in Prag ernannt. * 

Der Finanzminiſter hat die Miniſterial⸗Viceſecretäre Joſef Kornalik, 
Adalbert Klaunzner und Fdch. Ritter v. Mühlwerth zu Miniſterial⸗ 
ſecretären im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Miniſterial⸗Viceſecretär im Finanzminiſterium 
Dr. Anton R. v. Schauenſtein zum Finanzrathe der n. d. Finanz-Landes⸗ 
direction ernannt. 


Erledigungen. 


L. f. Bezirks⸗Thierarztes ſtelle mit der XI. Rangsclaſſe in Dalmatien 
bis 12. Mai. (Amtsblatt Nr. 89.) 

Landes⸗Aichinſpectorsſtelle mit der VIII. Rangsclaſſe in Lemberg 
bis 21. Mai. (Amtsblatt Nr. 93.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſeu des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 33 und 34 der Erkenntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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